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Die Beklagte wird verurteilt, die Kosten des stationÃ¤ren Krankenhausaufenthaltes
der Beigeladenen in der Zeit vom 14.08.1987 bis 15.08.1987 zu Ã¼bernehmen. Die
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin werden dem Grunde nach der Beklagten
auferlegt. Im Ã¼brigen sind keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die Ã�bernahme stationÃ¤rer Behandlungskosten.

Der Beigeladene wurde am 14.08.1987 gegen 14.50 Uhr unter AlkoholeinfluÃ� bei
der KlÃ¤gerin eingeliefert. Am 15. August 1987 entfernte er sich heimlich von dort.
Zum Zeitpunkt der Aufnahme war er nicht gehfÃ¤hig und zeitlich und Ã¶rtlich nicht
orientiert. Er Ã¤uÃ�erte suicidale Gedanken, weshalb eine kontrollierte
AusnÃ¼chterung erfolgte.

Die KlÃ¤gerin forderte eine Kostengarantie bei der Beklagten an, die den Vorgang
dem VertrauensÃ¤rztlichen Dienst zuleitete. Dieser vertrat die Ansicht, im
Vordergrund habe eine AusnÃ¼chterung gestanden.
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Mit Bescheid vom 25.05.1988 lehnte die Beklagte die KostenÃ¼bernahme
gegenÃ¼ber dem Versicherten ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, es sei keine
stationÃ¤re Behandlung, sondern eine AusnÃ¼chterung erfolgt. Eine Durchschrift
dieses Bescheides wurde der KlÃ¤gerin zur Kenntnis zugeleitet.

Am 23.05.1989 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben. Sie trÃ¤gt vor, es sei eine
stationÃ¤re Behandlung erfolgt und auch nÃ¶tig gewesen.

Das Gericht hat durch Beschluss vom 16.06.1989 den Versicherten beigeladen, der
sich am Verfahren nicht beteiligt hat.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, die Kosten des stationÃ¤ren Krankenhausaufenthaltes
des Beigeladenen in der Zeit vom 14.08.1987 bis 15.08.1987 zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beigeladene stellte keinen eigenen Sachantrag.

Zufolge der Angaben des Beigeladenen im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung
trank er am 14.08.1987 sehr viel Alkohol aus Kummer, weil sich seine Freundin von
ihm getrennt hatte. Diese habe ihn ins Krankenhaus gebracht, weil er
Selbstmordabsichten geÃ¤uÃ�ert und schon einige Jahre vorher einen
Selbstmordversuch unternommen habe, der der Freundin bekannt gewesen sei. Er
â�� der Beigeladene â�� habe keine Erinnerung an die VorgÃ¤nge, die ihm nur aus
den ErzÃ¤hlungen seiner Freundin bekannt seien.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten Bezug
genommen. Der Inhalt dieser Akten ist Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobene Klage, mit der die KlÃ¤gerin die Ã�bernahme
der stationÃ¤ren Behandlungskosten des Beigeladenen in der Zeit vom 14.08.1987
bis 15.08.1987 begehrt, ist als reine Leistungsklage zulÃ¤ssig nach Â§ 54 Abs. 5
Sozialgerichtsgesetz (SGG)

Die zulÃ¤ssige Klage ist auch begrÃ¼ndet, da der Krankenhausaufenthalt des
Beigeladenen in der Zeit vom 14.08.1987 bis 15.08.1987 notwendig gewesen ist.
Folglich ist die Beklagte verpflichtet, diese Kosten zu Ã¼bernehmen.

Nach Â§ 184 Abs. 1 Reichsversicherungsordnung (RVO) in der bis 31.12.2988
gÃ¼ltigen Fassung (a.F.) wird Krankenhauspflege zeitlich unbegrenzt gewÃ¤hrt,
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wenn die Aufnahme in ein Krankenhaus erforderlich ist, um die Krankheit zu
erkennen oder zu behandeln oder um Krankheitsbeschwerden zu lindern.

Diese Behandlungsziele sind nach Auffassung der Kammer beim Beigeladenen in
der Zeit vom 14.08.1987 bis 15.08.1987 verfolgt worden, weshalb sie den
Krankenhausaufenthalt als notwendig ansieht.

Es mag dahinstehen, ob schon ein Alkoholrausch, der zu Geh- und StehunfÃ¤higkeit
und zeitlicher und Ã¶rtlicher Desorientiertheit fÃ¼hrt, eine Krankenheit ist, die die
Notwendigkeit stationÃ¤rer Krankenhauspflege bedingt. Gegen diese EinschÃ¤tzung
spricht die Tatsache, dass in E bei der vorhandenen GaststÃ¤ttenzahl jeden Abend
ungefÃ¤hr 250 Personen dem Alkohol so sehr zusprechen, daÃ� sie nicht nur leicht
angetrunken und nicht mehr ganz sicher auf den Beinen sind, sondern einen
Zustand erreichen, der dem des Beigeladenen am Abend des 14.08.1987
entspricht. Die Mehrzahl dieser Personen wird aber nicht in ein Krankenhaus
eingeliefert, sie gelangt vielmehr ins eigene Bett, wo der Rauschzustand ohne jede
Ã¤rztliche Hilfe nach einigen Stunden Schlaf von selbst abzuklingen pflegt
(sogenannter normaler Alkoholabbau nach Zeitablauf). Dies spricht zumindest nicht
besonders stark fÃ¼r die Notwendigkeit stationÃ¤rer Krankenhauspflege. Auch der
Beigeladene vermochte am 15.08.1987 keine GrÃ¼nde fÃ¼r seine Anwesenheit im
Krankenhaus zu erkennen.

Auf der anderen Seite sind der Kammer aber aus der persÃ¶nlichen Erfahrung
FÃ¤lle bekannt, in denen ein hilfloser Zustand auf getrunkenen Alkohol
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt worden ist, wÃ¤hrend tatsÃ¤chlich eine ganz andere â��
lebensbedrohliche â�� Erkrankung â�� bei einer Fallgestaltung ein Schlaganfall â��
vorgelegen hat. Im Hinblick auf diese Erfahrungen hÃ¤lt es die Kammer fÃ¼r
notwendig, zunÃ¤chst sicher Ã¤rztlich abzuklÃ¤ren, ob eine desorientierte Person
wirklich nur betrunken ist. Da insoweit vielfach eine ambulante Ã¤rztliche
Untersuchung nicht ausreicht, um jedes Risiko und jeden Verdacht auszurÃ¤umen,
neigt die Kammer dazu, in allen FÃ¤llen stÃ¤rkerer Alkoholgenusses die
Notwendigkeit einer stationÃ¤ren Ã�berwachung zu bejahen, ohne diese Frage hier
aber abschlieÃ�end klÃ¤ren zu mÃ¼ssen.

Nach der Ã�berzeugung der Kammer ist es im vorliegenden Fall erwiesen, daÃ� der
Beigeladene einer stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung bedurfte. Denn der
Beigeladene hatte nach seinen Angaben vor Jahren schon einmal einen
Selbstmordversuch begangen, wobei Alkohol keine Rolle gespielt habe. Ein
versuchter Selbstmord ist in aller Regel ein Hinweis auf eine depressive
Symptomatik, die jederzeit wieder aufflackern bzw. wieder in ein akutes Stadium
Ã¼bergehen kann, wobei die Trennung von einem Partner durchaus ein geeigneter
AuslÃ¶ser ist, wie dem Gericht aus beruflicher und auÃ�erberuflicher Erfahrung
bekannt ist.

GeÃ¤uÃ�erte Selbstmordabsichten unter AlkoholeinfluÃ�, die durch das vorliegende
Krankenblatt belegt sind, treten zwar im Zusammenhang mit Alkoholabusus Ã¼ber
einen lÃ¤ngeren Zeitraum nicht gerade selten auf, weil bei einigen Personen
Alkohol nicht zu einem Stimmungshoch, sondern zu einem Stimmungstief fÃ¼hrt
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(sogenannte weinerliche-depressive Verhaltensweise). Zumindest im Regelfall klingt
diese Stimmung jedoch mit Absinken des Alkoholspiegels wieder ab, ist also nicht
als echt krankhaft zu bezeichnen, so daÃ� nervenÃ¤rztliche Hilfe notwendig wÃ¤re.
Genau dieser Verlauf ist auch beim Beigeladenen im Krankenhaus beobachtet
worden.

Auf der anderen Seite ist aber zu berÃ¼cksichtigen, daÃ� ein bereits einmal
durchgefÃ¼hrter Selbstmordversuch fÃ¼r jeden Arzt ein Alarmzeichen ist, das ihn
dazu veranlassen muÃ� und veranlasst, erneut geÃ¤uÃ�erte Selbstmordabsichten
sehr ernst zu nehmen, insbesondere in einer privaten Problemsituation. Insoweit
kann allenfalls ein Arzt, der den Patienten sehr genau kennt, einigermaÃ�en sicher
abschÃ¤tzen, ob die Drohungen ernst zu nehmen sind oder nicht. In dieser Situation
ist ein Krankenhausarzt in aller Regel nicht. Denn die Mehrzahl der Patienten â��
wie auch der Beigeladene â�� sind im Krankenhaus nicht bereits aus frÃ¼heren
Aufenthalten bekannt.

MuÃ� der Krankenhausarzt auf Grund eines Selbstmordversuches in der Anamnese
aber auch die MÃ¶glichkeit ernsthaft in Betracht ziehen, daÃ� unter AlkoholeinfluÃ�
geÃ¤uÃ�erte Selbstmordgedanken bei familiÃ¤rer Problemsituation nicht nur auf
die Ã¼bliche weinerlich-depressive Stimmung zurÃ¼ckgefÃ¼hren sind, sondern
vielmehr Anzeichen fÃ¼r eine wieder akut gewordene echte depressive
Symptomatik sind, so ist er gehalten, seine Diagnose auf eine Verlaufsbeobachtung
zu stÃ¼tzen. Die Ã�berstellung des Patienten an die Polizei zum Zwecke der
Verwahrung in einer sogenannten AusnÃ¼chterungszelle ist in diesem Fall kein
gangbarer Weg. Denn die Symptome eines depressiven Beschwerdebildes vermag
ein Laie nicht zu erkennen, zumal gerade Personen, die selbstmordgefÃ¤hrdet sind,
vielfach Ã¼ber betrÃ¤chtliche FÃ¤higkeiten zum Dissimulieren verfÃ¼gen, wie dem
Gericht aus eigener Erfahrung genau bekannt ist.

Die ErwÃ¤gung, daÃ� hier mÃ¶glicherweise eine sehr ernsthafte â�� psychische
â�� Erkrankung im Raum stehen konnte, hat nach Ansicht der Kammer erkennbar
das Handeln der KrankenhausÃ¤rzte motiviert. Zwar ist kein Beweis darÃ¼ber
erhoben worden, ob der Beigeladene in der Vergangenheit bereits einen
Selbstmordversuch unternommen hatte und ob seine Freundin entsprechende
Angaben gemacht hat, als sie ihn ins Krankenhaus brachte. Auch in den
Krankenunterlagen taucht dieser Umstand als Fremdangabe nicht auf. Allerdings
widerspricht das Vorbringen der KlÃ¤gerin den Angaben des Beigeladenen auch
nicht direkt. Denn von geÃ¤uÃ�erten Selbstmordabsichten ist auch in den
Krankenhausberichten die Rede.

Die Kammer ist aber der Ã�berzeugung, daÃ� die Angaben des Beigeladenen im
Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung wahr sein mÃ¼ssen. Denn er wÃ¤re nach
Ansicht der Kammer intellektuell gar nicht in der Lage, sich einen solchen
Sachverhalt auszudenken. Von daher hÃ¤lt die Kammer eine fÃ¶rmliche
Beweiserhebung fÃ¼r unnÃ¶tig, da aus ihr ohnehin keine wesentlichen neuen
Erkenntnisse mehr folgen kÃ¶nnen und die in Rede stehenden Kosten â��
stationÃ¤re Krankenhausbehandlung fÃ¼r lediglich zwei Tage â�� in auffÃ¤lligem
MiÃ�verhÃ¤ltnis zu den durch eine Vertagung und weitere Beweisaufnahme
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entstehenden Kosten fÃ¼r die Allgemeinheit stÃ¤nden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

In bezug auf die Berufung gilt Â§ 144 Abs. 1 Nr. 2 SGG, da hier um wiederkehrende
Leistungen fÃ¼r einen Zeitraum von unter dreizehn Wochen gestritten wird.

Erstellt am: 22.02.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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